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Ferner Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Unterbringung verwahr¬
loster Kinder;

ferner Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Verwaltung der Fonds
zur Gewährung von Viehentschadigungenund

endlich Antrag der II. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der landwirthschaft-
lichen Angelegenheiten,

Das würde dann die Tagesordnung für die morgige Sitzung fein. Es erhebt sich
dagegen kein Widerspruch.

Dann erinnere ich nochmals an die Wahl der Commissionfür die landwirthschaftliche
Kammer und schließe die Sitzung.

(Schluß 2'/, Uhr.)

Fünfte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Freitag den 3. Mai 1895.

Beginn: 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Ausgabe weiterer 20 Millionen Nheinprovinz-Nnleihescheine.
3. Antrag der III. Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung und Unterhaltung der

Provinzialstrahen nebst:
Unter-Etat ^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstrahen,
Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Unter-Etat 0 über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde- und Kreis¬

wegebaues,
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

4. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Allsbau und die Uebernahmeder 3,4 Km langen GemcindestraßeDinslaken-Bruchhausen
in die Verwaltung der Provinz.

5. Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Uebernahme einer bei Blombacherbachüber die Wupper zu erbauenden Brücke in die
Unterhaltung und Verwaltung der Provinz.
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6. Antrag der III. Fachconnnission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie zur Förderung von Bahnunternehmungen getroffenen und weiter zu treffenden
Mahnahmen.

7. Antrag der III. Fachconnnissionzu dem Gesuche der GilbacherZuckerfabrik,Zuckerfabrik Ved-
burg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der ZuckerfabrikBrüh! um Befreiungvon den Wegebau-Lasten.

8. Antrag der I. Fachconnnission,betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw. Stell¬
vertretern für die Ober-Ersatzcommissionen,

9. Antrag der II. Fachcommissionzu dem Etat über die Kosten der Unterbringung verwahr¬
loster Kinder für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.

10. Antrag der II, Fachconnnissionzu dem Etat der Vcrwaltungskosten des Genossenschafts-
Vorstandes der Rheinischen landwirthschaftlichenNerufsgenossenschaftfür die Etatsjahre
1. Januar 1895 bis 31. Dezember 1896,

11. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat über die Verwaltung der Fonds zur Gewährung
von Viehentschädigungenin Folge:
»,) von Rotz- lind Lungenscuche(Ncichsgesetzvom 23. Juni 1880 betr. die Abwehr und

Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),
K) von Milzbrand oder Nauschbrand(Gesetz vom 22 April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Mizbrand gefallene Thiere) für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897.
12. Antrag der II. Fachcommifsionzu dem Etat für die Verwaltung der landwirthschaftlichen

Angelegenheiten— nebst Unter-Etat für die Prooinzial-Weinbaufchule zu Trier — für die
Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897,

13. Antrag der II. Fachcommifsionzu dein Bericht des Provinzialausschusses,betreffend Vorschlag
des Obersten z. D. von Giese zur Kultur und Kolonisation des hohen Venn durch eine Rhei¬
nische Landeskultur-Ncntenbank,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Schriftführer für die heutige Sitzung
sind für die Rednerliste Freiherr von Coels und für das Protokoll Herr AbgeordneterLinz.

Urlaub haben erbeten und erhalten:
Herr Abgeordneter von Grand-Nu von Montag ab,
Herr AbgeordneterSpiritus für heute wegen dringender Geschäfte,
Herr Abgeordnetervon Bohlen für Freitag und Samstag, da er als Wahlcommisfarius

für die Reichstagswahl im Kreife Lcnnep-Nemfcheid-Mettmannzu fungiren hat,
Herr Abgeordneter Barthels für den 7. und 8. Mai wegen Erledigung dringender

Angelegenheiten.
Meine Herren! Die Commifsion für die Landwirthschaftskammerhat sich constituirt

und ist, wie folgt, zusammengesetzt:Zum Vorsitzenden ist gewählt Herr Abgeordneter Graf
Veissel von Gymnich, zum stellvertretendenVorsitzendenHerr AbgeordneterFreiherr August
von Hoevel, zum Schriftführer Herr Abgeordneter Dick, zum stelluertetenden Schriftführer
Herr AbgeordneterEngelsmann, Mitglieder der Commifsion sind die Abgeordneten Herren:
von Breuning. Destrse, von Grand-Nn, Graf und Marquis von und zu Hoens-
broech, Freiherr Clemens von Hoevel, Lieven, Freiherr Felix von Los, Peters,
Freiherr von Plettenberg-Mehrum, Schieß, Schmitz.
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Die Commissionist auch heute morgen bereits in die Berathung des Gegenstandes ein¬
getreten Ich möchte aber dabei hier gleich bemerken, die Absicht, die ich Ihnen andeutete, morgen
den Gegenstand auf die Tagesordnung ;u bringen, hat sich nicht erfüllen lassen, weil doch noch
bis zum Montag die Zeit nothwendig ist, um den Gegenstand ganz vorbereitet hier vortragen
zu können. Der Herr Ministerial-Commissar hat sich freundlicherWeise mit dieser Verzögerung
der Angelegenheiteinverstandenerklärt. Wir werden also am Montag den Gegenstandbehandeln,
dagegen morgen eine andere Sitzung abhalten, deren Tagesordnung ich mir erlauben werde, am
Schlüsse der heutigen Sitzung mitzutheilen.

An Eingängen sind mitzuheilen:
Ein Fabrikant A. Weyergans-Düsseldorf-Oberbilkempfiehlt wie im vorige» Jahre die

Tilger'schcn Desinfektionsapparate. Er hat eine gleiche Empfehlung schon im vorigen Jahre
hierher gesandt und nimmt an, daß auf Grund dieser Empfehlung der Herr Abgeordnete Brüning
einen Apparat von ihm bezogen habe; Herr Brüning würde daher nähere Auskunft geben können,
(Heiterkeit.) Ich wollte das hier nur mittheilen. Dann, meine Herren, ist ein sehr langer Antrag
eingegangen von Herrn von Niesewand und Genossen mit genügender Unterstützung, bahin-
gehend, die Einfuhr fremden Fleischesan der Grenze noch schärfer controlirt zu sehen als bisher.
Vielleichtist es nicht nöthig, baß der Antrag in seinem ganzen Umfange jetzt fchon verlesen wird.
Ich möchte anheim geben, ihn zunächst der II. Fachcommissionzu überweisen. Wenn also die
Verlesung nicht gewünfchtwird, so würde ich darnach verfahren, und ich stelle dies fest.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein. Der erste Gegenstand ist:
„Antrag der I. Fachcommifsion zu dein Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend die Ausgabe weiterer 20 Millionen Rhein¬
provinz-Anleihescheine."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterZweigert, den ich bitte, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Es wird Ihnen vorgeschlagen,

Ihre Zustimmung dazu zu ertheilen, daß ein Privilegium zur Ausgabe von 20 Millionen Mark
Nheinprovinz-Nnleihescheinenzur Verstärkung der Betriebsmittel der Landesbank der Rheinprovinz
nachgesucht werden möge, und daß die Verzinsung und die sonstigen Modalitäten der Anleihe dem
Provinzialausschuß überlassenwerden möchten. Seitens der Landesbankist berechnet worden, daß
bis zum Zusammentritt des nächsten Landtages dieser Betrag nach den bisherigen Erfahrungen
nothwendig sein wird, um die einzelnenCreditanträge, sei es solche von Privaten, fei es solche
von Communalverbänden,zu befriedigen.

In der Vorlage des Provinzialausschussesist nun gleichzeitignoch darauf hingewiesen,
daß die KöniglicheStaatsregierung in letzter Zeit sich Anträgen der Nheinprovinz gegenüber auf
Verleihung von Privilegien zur Ausgabe von Nhcinprouinz-Obligationenabgeneigt gezeigthabe,
und daß daher in Erwägung kommen müsse, ob man nicht zur Pfandbriefausgabe übergehe. In
der Commissionhat auch eine Erörterung über diese Frage stattgefunden. Es sind Gründe dafür
und dagegen angeführt worden. Die Commissionhat aber beschlossen, von der Erstattung eines
Berichtes über diese Erörterung hier im Plenum Abstand zu nehmen uud zunächst die Vorlage des
Provinzialausschusses,die ja für die nächste Tagung des Landtages in Aussicht gestellt ist, abzuwarten.

Weiter habe ich nichts mitzutheilen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich Niemand zum

Wort, Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl feststellen, daß Sie dem Antrage der
1. Fachcommission zustimmen.
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Wir kommen zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der III, Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung und
Unterhaltung der Provinzialstraßen nebst:

Unter-Etat H, über die Verwendung des Fonds für den Neubau von
Provinzialstraßen,

Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Unter-Etat <ü über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des

Gemeinde- und Kreiswegebaues,
für die Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Referent ist der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg-Mehrum.
AbgeordneterFreiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! Ich werde mir,

da Ihnen der Etat vorliegt, gestatten, nur die Punkte zu berühren, die eine Abweichungvom
vorigen Etat, und insbesondere eine Abweichung dahin aufweisen, ob sie mehr oder weniger
erfordern bezw. einbringen. Wenn Sie aufschlagen Seite 416, so finden Sie unter Nr. 3 der
Einnahmen: „Rente des KöniglichPreußischen Wegebaufiskus auf Grund des Vertrages vom
24. Oktober / 9. November 1894 für die in diesfeitigeVerwaltung und Unterhaltung übergegangene
sogenannte Beckmannstraßevon Rittershausen nach Lüttringhausen bezw. Neuenhof" — in Zugang
8100 M, was sich aus dem Wortlaut ergiebt, da sie in die eigene Verwaltung übernommen ist,
also diese Rente jetzt mehr gezahlt wird.

Dann haben Sie auf Seite 418 unter Titel III, 2: „Provinzialabgaben für Verkehrs-
aulagen bezw. für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirksstraßen" — a zur
Deckungder ordentlichenAusgaben — mehr gegen das Vorjahr 75 000 M. Das ist eben eine
Nothwendigkeit,da die Provinzialabgaben sich erhöht haben.

Dann ist Titel IV auf derselbenSeite 1: „Vorausleistungen der Fabriken u. s. w. für
die Unterhaltung der vormaligen Vezirksstrahen auf Grund des Gefetzes vom 4. August 1891",
weniger 75 000 M. Da giebt Ihnen eine Bemerkung Auffchluß, die sagt: „Obgleich die Resultate
der Einforderung von Vorausleistungen wegen einer großen Anzahl schwebender Prozesse zur Zeit
sich nicht genau übersehen lassen, ist doch mit Bestimmtheit jetzt bereits zu erkennen, daß die
früher in Ansatz gebrachteSumme von 175 000 M. nicht einkommen wird, sondern höchstens
auf 100 000 M. gerechnet werden kann."

Dann ist weiter Titel IV, 2: „Miethen und Pachte von Grundstücken der Straßen-
verwaltung, Nekognitionsgebühren für Benutzung von Straßenterrain zur Anlage von Durch¬
lässen :c." — Mehreinnahmen 900 M.

Es haben die Einnahmen an Miethen, Pachten, Nekognitionsgebührenbetragen im Etats¬
jahre 1892/93: 3294 M. 45 Pf., im Etatsjahre 1893/94: 2746 M. 39 Pf., zusammen6040 M.
84 Pf. oder durchschnittlich 3021 M. Mit Rücksicht auf die Einnahmen aus 1893/94 dürften
nur rund 2700 M. vorzusehen sein, deren Differenz gegen 1800 M. eben den Betrag von
900 M. ergiebt.

Dann Titel IV, 3: „Beiträge von Privaten und Korporationen zur Unterhaltung der
Provinzialstraßen und deren Nebenanlagen" — ein Weniger von 109 M.

Als Einnahme sind hier nur dauernde Beitrage zur Unterhaltung von Straßenanlagen
vorgesehenworden. Solche sind vereinnahmt worden im Etatjahre 1892/93: 298 M, 81 Pf.,
1893/94: 311 M. 8? Pf., zusammen 610 M. 68 Pf. oder durchschnittlich 305 M.
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Es wird demnach,wie Sie aus dem Etat selbst ersehen,eine Specifikation der einzelnen
Posten vorgenommen.

Dann auf Seite 420, Titel IV Nr. 4: „Abgaben für die Anlage von Gas- und Wasser¬
leitungen in Provinzialstraßen", — weniger 500 M.

Die früher unter dieser Position aufgeführten Abgaben für die Anlage von Straßen¬
bahnen auf den Provinzialstraßen sind jetzt in dem Unter-Etat L — auf Seite 450 finden Sie
das Betreffende — über die Verwendung des EisenbahnfondsTitel II mit 2000 M. aufgeführt.

Die Einnahmen an Abgaben für die Anlage von Gas- und Wasserleitungen haben
betragen: im Etatsjahre 1892/93: 363 M. 42 Pf., 1893/94: 3292 M. 75 Pf., zusammen
3656 M. 1? Pf., oder durchschnittlich 1828 M.

Mit Rücksicht auf die Einnahme pro 1893/94 dürften 3100 M. vorzusehensein.
Dann finden Sie unter Nr. 5 ä und s: „Arbeitsverdienstder Regie-DampfwalzeNr. 3"

— ein Mehr von 10 000 M. und der Regie-DampfwalzeNr. 4 ein Mehr von 10 000 M. Da
ist zu bemerken, daß die Ueberschüsse von Einnahmen und Ausgaben (Titel IV Nr. 3 a, d, o,
ck und e der Ausgabe) zur Amortisation der vorschußweisegezahlten Beschaffungskosten für die
Dampfwalzen an den Reservefonds abgeführt werden, ebenfo etwaige Ersparnisse. Es bilden diese
Beträge daher hier nur einen durchlaufendenPosten. — Sie finden auf Seite 43? dieselben in
Ausgabe aufgeführt.

Titel IV Nr. 6: „Erlös aus Obstnutzungen an Provinzialstraßen", ist angesetzt ein
Mehr von 11 200 M.

Zu dieser Nummer — ich will sie zusammennehmenmit den nachfolgenden7 und 8:
„Erlös aus der Verpachtung der Grasnutzungen auf den Böschungen und in den Gräben der
Provinzialstraßen, sowie Ertrag aus den Weidennutzungen an denselben", sind mehr angesetzt
7500 M. und 8: „Erlös für Chaussceabraum,Grabenerde, alte Baumaterialien und Geräthe"
- sind mehr angesetzt 120 M, und auf der folgenden Seite, Titel IV Nr. 9, sind angesetzt für
„Erlös für Chausscebllume und deren Abfallholz" weniger 7000 M. Zu diesen Nummern wird
bemerkt, daß hier die Vruttoerlöse vereinnahmt werden.

Die durch Bekanntmachungder Verkaufstermineentstehenden Kosten, die Stempel zu denVer-
steigerungs-Protokollen:c. werden unter einem besonderen Titel dieses Etats (siehe Titel X) verausgabt.

Der Erlös aus den Obstnutzungenbetrug: im Etatsjahre 1892/93: 26 314 M. 73 Pf.,
1892/94: 48 339 M. 09 Pf., zusammen74 653 M. 82 Pf., oder durchschnittlich 37 32? M.

Der Erlös aus den Gras- :c. Nutzungenhat betragen: im Etatsjahre 1892/93: 39178 M.
02 Pf, 1893/94: 35 719 M. 4? Pf, zusammen 74 897 M 49 Pf., oder durchschnittlich37 449 M.

Die Grasnutzungen werden von 5 zu 5 Jahren verpachtet. Die letzte Verpachtungfand
im Frühjahr 1891 statt. Von der Absicht, die Grasnutzung an die vor und nach einzustellenden
Straßenwärter übergehen zu lassen, ist Abstand genommen worden und dürften daher für die
nächste Etatsperiode 37 500 M. vorzusehensein. «,....

Der Erlös für Chausseeabraum«. hat nach dem Durchschnitt der beiden letzten Ewtsmhre
7118 M. ergeben. , , «« ^ .

Der Erlös für Chausfeebäume und deren Abfallholz hat durchschnittlich31184 M. betragen.
Da in der gegenwärtigen Etatsperiode aus dem Verkauf von Bäumen eine größere Einnahme zu
erwarten steht, dürften rund 32 000 M. einzustellen sein.

Dann haben wir Titel IV Nr. 10: „Zinsen von Depositen des für außerordentlicheBe¬
dürfnisse der Strahenverwaltung angesammelten Reservefonds: 2'/2«/«iger Depositenscheinder
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Landesbankder Nheinprouinzzur Gesammtsmnmevon 50 000 M." — die Summe von 1250 M.,
weniger 11250 M.

Der Reservefonds besteht aus den angesammeltenUeberschüssen aus den bei Titel IV
Nr. 1 nachgewiesenen Ausgaben und steht zur Verfügung des Prouinzialausschusscszur Bestreitung
von außerordentlichen,nicht vorherzusehendenBedürfnissen der Straßcnverwaltung. Der Reserve¬
fonds betrug zu Beginn der vorigen Etatsperiode noch 500 000 M.

In Nr. 11 haben wir„ Zinsen von Depositen des Sammelfonds; 2'/^°/<,iger Depositenschein der
Landesbank der Nheinproinz zur Gesammtsmnme von 27 000 M." Dazu ist zu bemerken:Der
Sammelfonds wird gebildetaus den Erlofen für verkauftekleinere Straßenterrains und Grundstücke.

Die Verwendung dieses Fonds zum Ankauf von Grundstücken unterliegt der speziellen
Bestimmung des Provinzialausschusses.

Dann kommen wir zu den Ausgaben auf Seite 424 „H.. OrdentlicheAusgaben Titel I
Nr. 1, Beitrag zu den Kosten der Allgemeinen Verwaltung", ein Mehr von 7000 M. Es ist
da zu vergleichender Titel V der Einnahme des Etats des Provinziallandtages, des Provinzial¬
ausschussesund der Centralverwaltungsbehürde. Titel I, Nr. 2 „Zuschuß an den Etat zur
Zahlung von Pensionen, Wittwen- und Waisengeldern u. s. w,", ein Mehr von 10 000 M. —
vergl. Titel II Nr. 10 der Einnahme des genannten Etats.

Dann haben wir unter 3 Zuschuß:
a) „an den Unter-Etat H. für den Neubau von Provinzialstrahen", 30 000 M. vergl.

Titel I der Einnahme des Unter-Etat ^,, Seite 446 — da wird uns das wieder begegnen, —
K) „desgl. an den Unter-Etat L über die Verwendung des Eiscnbahnfonds", 60 000 M.

Da bitte ich zu vergleichenTitel I der Einnahme des Unter-Etats L, Seite 450. Auf das, was
da zu bemerken ist, werde ich bei dem Unter-Etat nachher kommen.

„Zuschuß an den Unter-Etat 0 für die Unterstützungdes Gemeinde-und Kreiswegebaues,
einen Betrag wie nach den, Etat von 1893/95 von 350 000 M. Da ist der Titel I der Ein¬
nahme des Unter-Etats 0, Seite 456 zu beachten.

Dann ist unter Titel 11 für die „örtliche Bauleitung, H. Besoldungen, Gehalt für
21 Landesbauinfpeltoren" 200 M. weniger. Da hat sich, wie Ihnen die Bemerkungenergeben,
durch Gehaltserhöhungen einerseits und Ausscheidenvon Beamten andererseits diese kleine Ver¬
schiebung ergeben, die also ein Weniger an Ausgabe giebt.

Dan», meine Herren, bitte ich umzuschlagen bis auf Seite 428. Da haben wir unter
Titel III Nr. 1 die „Vefoldungfür die Straßenmeister und Provinzial-Strahenausseher" mit weniger:
20 750 M. Es ist trotz der Erhöhung für 78 Straßenmeister nach dem Vesoldungsplan
K 75 M. doch dieses Weniger eingetreten, da bis zum Inkrafttreten des Etats noch etwa 6
Auffeherstellen mit durchschnittlich1210 M, im Ganzen 7260 M. in Fortfall kommen. Es
ist im Etat außerdem vorgesehenfür 99 Auffeher die Gehaltserhöhung nach dein Normalbefol-
dungsplan mit je 50 M. Aus der Berechnung diefer Abgänge und Zugänge ergiebt sich dieses
Weniger von 20 750 M.

Wir haben bei Titel III Nr, 2 noch für ein „Chaufseewärtergchalt" ein Weniger von
750 M. Das ergiebt sich dadurch, daß nur noch ein früherer Straßenwärter mit 800 M.
im Dienst ist, und daß es angemessen erscheint, das Gehalt dieses Beamten um 50 M. zu
erhöhen, daß im Uebrigen aber die Chausseewärtereingegangen sind.

Dann haben wir auf Seite 430 Titel III Nr. 3: „Miethsentfchädigungfür diejenigen
Straßenmeister und Provinzialstraßenauffeher, welche keine Dienstwohnung inne haben", 2500 M.
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mehr. Dazu ist zu bemerken: Die vor 7 Jahren stattgehabte Feststellung der Miethsentschä¬
digungen der Straßenaufsichtsbeamten entspricht in vielen Fälleil, wie sich aus den eingereichten
Gesuchenergeben hat, nicht mehr den jetzt hinsichtlich der Miethen bestehenden Verhältnissen. Es
schien daher geboten, eine Revision der damaligen Festsetzung vorzunehme». Nach den angestellten
eingehenden Ermittelungen, den Gutachten der Ortsbehörden und Landes-Bauinspektorenist den
jetzigen Miethwerlheu entsprechend eine Regelungder Micthsentfchädigungenderart angemessen, daß
— nun wird das in Zahlen ausgedrückt — 178 Straßenaufsichtsbeamtezusammen37 605 M.
beziehen. Wird wie bei der vorhergehendenPosition auf einen Abgang von 6 Aufsichtsbeamten
bis zum Inkrafttreten des Etats gerechnet mit durchschnittlich 210 M., im Ganzen also 1260 M.,
so würde im Etat eine Summe von 36 345 M., rund 36 500 M. vorzusehensein. 5 Aufsichts¬
beamte haben Dienstwohnung,

Titel III Nr. 4: „Miethsextschädigung für den Wärter" — ein Weniger von 60 M.
Es ist nur noch ein Wärter im Dienst, welcher seither 90 M. Miethscntschädigungbezogen hat.

„Andere persönlicheAusgaben, Entschädigungder Strahenmeister und Provinzialstraßeu-
aufseher, zur Beschaffungvon Schreib- und Zeichenmaterialien"ein Weniger von 530 M,

Die im Dienst befindlichen Straßenmeister und Prouinzial-Straßcnauffehcr beziehen jetzt
je 12 M. bezw. 6 M., in Summe 1965 M.; mit Rücksichtauf das weitere Eingehen von
Stellen dürfte der Betrag von 1900 M. ausreichen.

Dann bitte ich aufzufchlagcnSeite 432 Titel III Nr. 8 „Für Unterhaltung bezw. Ver¬
mehrung der Dienstfahrräder für die Aufsichtsbcamtcn". Das ergiebt ein Mehr von 2500 M.

Die Provinz hat bis jetzt 133 Stück Fahrräder beschafft. Die Reinigung und Unter¬
haltung derselben erfordert eine Summe von annähernd 3000 M. jährlich. Da nun eine Anzahl
von Fahrrädern bereits 6—7 Jahre, die meisten aber über 4 Jahre im Gebrauche sind, wird
das Bedürfniß zur Erneuerung derselbenimmer größer, so daß die im Etat vorgesehenenMittel
hierzu nicht mehr ausreichen.

Es dürften deshalb in den Etat zu stellen fein 6500 M.
Dann Titel III Nr. 10: „Prämien von 10°/« von der Brutto-Einnahme der Obst¬

nutzunge»für die Straßenmeister und Provinzial-Straßenaufseher" (Titel IV Nr. 6 der Einnahme),
mehr 1120 M.

Der Beschlußdes 22. RheinischenProuiuziallandtages hat die Straßenmeister in dieser
Beziehung den Straßenaufsehern gleichgestellt.

Titel III Nr, 13: „Für Ausbildung von Anwärter» im Strahenincisterdienste" ein
Weniger von 7300 M.

Bei der zur Zeit in Folge Vergrößerung der Aufsichtsbezirke vorhandenen großen Zahl
von überzähligen Aufsichtsbeamtenwird in der gegenwärtigen Etatsperiode die Beibehaltung der
bisher etatsmäßig in Aussicht genommenenAnzahl von Anwärtern (16) für den Straßenmeister-
dienst nicht erforderlichfein und dürften die eingestellten10 000 M. genügen.

Dann haben wir auf Seite 434 Titel IV Nr. 1: „Zur Unterhaltung der Provinzial-
strahen und zu kleinerenAnlagen, als Ninnenpflaster, Schutzgeländer,Entwässerung«:», Durchlässe
u, s. w." (Titel IV Nr. 4), weniger 48 100 M.

Es sind also durchschnittlich ausgegebenworden in den letzten Jahren 3 259 914 M. Mit
Rücksicht auf die zwischenzeitlich an Städte abgetretenen Straßenstrecke»(vergl. Titel IV Nr. 2)
genügen 3196 800 M. Hierzu treten für kleinere Anlagen :c. ruud 5000 M. und für die
Veckmann-Straße 8100 M., sodaß zusammen 3 209 900 M. vorgesehensind.
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Dann haben wir bei Titel IV Nr. 2: „Renten an diejenigen Städte, welche die
in ihren Bezirken gelegenenProvinzial-Straßenstrecken in eigene Verwaltung und Unterhaltung
übernommen haben", ein Mehr von 61 200 M. Es finden sich die zu zahlenden Renten hier
namentlich aufgeführt und die Städte, an die sie gezahlt werden.

Dann bitte ich umzuschlagenSeite 436, Titel IV Nr. 3. Da kommen wir auf die
Ausgabe für die Regie-Dampfwalzen Nr. 3 und 4 unter ä. und o., auf die ich vorhin schon
hingewiesenhabe, und hierzu ist zu bemerken,daß die Ueberschüsse der Einnahmen und Ausgaben
zur Amortisation der vorschußweisegemachtenBeschaffungskostenfür die Dampfwalzen an den
Reservefonds abgeführt werden, ebenfo etwaige Ersparnisse. Daher sind diese Beträge nur als
durchlaufendePosten zu rechnen.

Bei Nr. 4, also zu kleineren Anlagen, als Rinnenpflaster, Schutzgeländer,Entwässerungen,
Durchlässeu. s. w., deren Ausführung nothwendig ist, und für welche die erforderlichenMittel
in den Unterhaltungsanfchlägen nicht vorgesehen sind, ist ein Weniger von 5000 M. ein¬
gestellt, die früher bei diefer Position verrechnetenAusgaben sind jetzt unter Titel IV Nr, 1 zum
Ansatz gebracht (vergl. Bemerkung Nr. 2 daselbst), es steht das auf Seite 435, alfo auf der
vorigen Seite.

Titel IV Nr. 5 zur „Unterstützung von Straßenarbeitern in Krankheitsfällen nach
Maßgabe des Neichsgesetzes über die Krankenversicherungder Arbeiter vom 15. Juni 1883" sind
1000 M. weniger in Ansatz gebracht. Dieses Weniger ergiebt sich aus der Berücksichtigungder
Ausgaben in den letzten Etatsjahren.

Nr. 6: „Beiträge zur gesetzlichen Invaliditäts- und Altersversicherung,sowie zur Unter¬
stützung der Straßenarbeiter bei einer durch Alter oder Invalidität eingetretenenArbeitsunfähigkeit
bczw. Unterstützungsbedürftigkeit",ein Mehr von 300 M.

Es ist hierbei zu bemerken, daß zur Unterstützung der vor Inkrafttreten des Gesetzes,
betr. die Invaliditäts- und Altersversicherung,arbeitsunfähig gewordenen Arbeiter im Etatsjahre
1893/94 der Betrag von 3211 M. 25 Pf. ausgegeben worden ist.

Die Empfänger dieser Unterstützungen sterben allmählich aus, und die ausgeworfenen
Mittel kommen dann nicht mehr zur Verwendung, An Beiträgen für die Invaliditäts- und
Altersversicherungsind seitens der Verwaltung für die Straßenarbeiter im Ganzen 7528 M. ?? Pf.
gezahlt worden.

Die Ausgabe beträgt demnach 10 740 M. 02 Pf. oder rund 10 750 M.
Es dürfte die vorgefeheneSumme ausreichen.
Auf Seite 438 ist unter Titel VI: zur „Bestreitung der Kosten für das Zahlgeschäft

der Straßenverwaltung" ein Weniger von 1000 M. nach den Erfahrungen der letzten Etats¬
jahre eingestellt.

Bei Titel VII: „Portobeträge der Spezialverwaltung zur besonderenBerechnung" ein
Weniger von 400 M. nach den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.

Dagegen unter Titel X: „Zur Bestreitung der Kosten für Bewachung des Obstes,
Bekanntmachung:c. der Termine zum Verkauf bezw. zur Verpachtung der Straßennutzungen",
ein Mehr von 400 M.

Mit Rücksicht darauf, daß die Grasverpachtung nur von 5 zu 5 Jahren stattfindet und
die Bekanntmachungskosten dann eine höhere Summe erreichen,dürften hierneben 2000 M. vor¬
zusehensein, was für diese bevorstehendenEtatsjahre ein Mehr von 400 M. ausmacht.
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Titel XI Nr. 1: „Kosten der Prüfung der Festigkeitvon Unterhaltungsmaterialicn uud
für sonstige straßentechnische Untersuchungen",ein Weniger von 200 M.

Es ergiebt sich das aus den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.
Dann auf Seite 440 Titel XI Nr. 2: „Für Prozeßkostcn,Entschädigungen,Deleriora-

tionen u. s. w., sonstige unvorhergesehene Fälle und zur Abrundung", ein Weniger von
3362 M. 50 Pf. nach den Erfahrungen der letzten Etatsjahre.

Dann auf Seite 442 Titel I Nr. 1: „AußerordentlicheAusgaben zu Erncueruugs- uud
Unibauten an den Provinzialstraßen, zum Neu- und Umbau von Brücken, zu Neu- und Um-
pflasterungeu größerer Straßenstreckenund zur Anlage von Rinnen, Entwässerungseinrichtungen,
erhöhten Fußwegen (zu verwenden auf Grund Beschlußfassung des Prouinzialausschusses)",ein
Weniger von 5000 M. Es ist bei dieser Position darauf hingewiesenworden, daß — nachdem
die ersten ordentlichenInstandsetzungen (Neu- und Umbauten von Brücken, Straßenpflasterungcn
u. s. w.) nach den Beschlüssen früherer Sefsionen im beschleunigten Tempo unter vorschußweiser
Eutuahme der Mittel aus dem Reservefonds ausgeführt fiud — eine thunlichste Ergänzung
desselben direkt aus diesem Titel zu erstreben sein dürfte.

Dann kommen wir zu den Unter-Etats, zunächst zum Unter-Etat ^, Seite 446/447.
Da ist nichts zu bemerken. Nur will ich darauf aufmerkfam machen, daß nach dem

Beschlusse des 38. RheinischenProvinziallandtages die Seite 446 wenigervorgesehenen 60 000 M.
in einen besonderen Etat, den Unter-Etat L über die Verwendung des Eisenbahnfonds —
siehe Titel I der Einnahme — eingestellt worden sind.

Dann kommen wir zum Unter-Etat L: „über die Verwendung des Eisenbahnfonds".
Da finden wir auf Seite 450, Titel I Zuschußaus Provinzialmitteln nach dem Etat für das
Straßenbauwesen (vergl. Titel I Nr. 3 1> der Ausgabe daselbst) 60 000 M.

Durch Beschlußdes 38. Rheinischen Provinziallandtags vom 2, Juni 1894 ist festgesetzt,
daß vom 1. April 1894 ab ein besondererEisenbahnfondögebildet und zur Dotirung desselben
60 000 M. aus dein Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen entnommen uud in der im
Beschlusse näher bezeichneten Weise verwendet werde.

Titel II: „Abgaben für die Anlage von Straßenbahnen auf Provinzialstraßen." Da sind 2000
M. eingesetztworden. Es findet sich also auch hier wieder ein Mehr von 2000 M. gegen das Vorjahr.

Nach den Beschlüssen des 38. Provinziallandtags soll ein Entgelt von den dein öffent¬
lichen Verkehr dienenden Bahnen nur dann erhuben werden, wenn die betreffendeBahn einen
Neingewinn von mehr als 6°/« abwirft, und soll diese Vergünstigung vom 1. April 1895 ab
auch denjenigen bereits bestehenden Bahnen eingeräumt werden, welche sich bezüglich der Benutzung
der Provinzialstraßen den neuen allgemeinen Bedingungen unterwerfen. Letzteres ist in einer
Reihe von Fällen bereits geschehen und dürfte nach Maßgabe der eingeleiteten, jedoch noch nicht
abgeschlossenen Verhandlungen auch iu den übrigen Fällen zu erwarten sein. Es kommen daher,
da keine der bestehenden Bahnen zur Zeit einen nach VorstehendeinabgabepflichtigenNeinertrag
abwirft, für die Etatsperiode voraussichtlichnur folgeude, bei Bahnen, welche nicht dem öffent¬
lichen Verkehr dienen, oder als Rekognitionsgcbührcnu. f, w. vereinbarte Abgaben in Betracht,
es sind hier 10 Posten aufgeführt, die zufammeu 1954 M. 20 Pf. ergeben.

Die Einnahmen an Abgaben für Straßenbahnen auf Provinzialstraßen waren bisher
bei Titel IV Nr. 4 der Einnahme des Etats der Straßenverwaltung vorgesehen.

Da in nächster Zeit größere Ausgaben noch nicht zu leisten sind und da der Fonds
bereits einen aus 1894/95 übernommenenBestand von 60 000 M. hat, so wird ein Theil des

15
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Fonds vorläufig bei der Landesbank zinstragend angelegt werden können. Bei Titel III sind
die Zinsen von 50 000 M. K, 2«/o eingestellt.

Dann, meine Herren, kommenwir zum Unter-Etat <ü, und da bitte ich Sie, aufzuschlagen
Seite 456. Da finden wir unter Titel I der Einnahme: „Zuschuß aus Prouinzialmitteln nach
dem Etat für das Strahenbauwefen (siehe Titel I Nr. 4 der Ausgabe daselbst)", 350 000 M.
eingestellt.

Es wird vorgeschlagen,von der Etatssumme 100 000 M. dem Fonds ^ und 250 000 M.
dem Fonds L (vergl. die neuen am 1, Avril 1895 in Kraft tretenden Nestimmungen über die
Unterstützungdes Gemeinde- und Krciswegebcmes)zu überweisen.

Dann sind unter Titel II: „Zinsen der reutbar angelegten Beträge", 10 000 M., also
gegen den vorigen Etat 5000 M. mehr.

Zur Zeit sind bei der Lanoesbanl 500000 M. hinterlegt, wovon 200 000 M. zu 2'/2°/»
und der Nest zu 2«/« verzinslich ist. Da zur Bestreitung der fällig werdenden Zahlungen dem¬
nächst eine stärkere Zurückziehungdes Kapitals uothwcndig wird, ist die Ziuseueinnahme mit
10 000 M, angesetzt. Es wird vorgeschlagen,die wirklich aufkommendenZinfen je zur Hälfte
dem Fonds ^ und dein Fonds L zu überweisen.

Dann ist die Ausgabe Titel I: „Zur Bewilligung von Unterstützungenzum Gemeinde-
und Kreiöwegebau" (zu verwenden auf Grund Vefchlußfafsungdes Prouinzialausschusscs) mit
einem Mehr von 5000 M. angesetzt.

Von vorstehenderEtatssumme sind 100 000 M. nebst 5000 M. Zinsen zn Unterstützungen
aus Fonds H. und 250 000 M. nebst 5000 M. Zinsen aus Fonds L zu verwenden.

Damit sind wir am Ende des Wegebau-Etats mit seinen Neben-Etats angelangt. Die
III. Fachcommissionbeantragt:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichncten Etat unverändert annehmen."
VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Es ist nicht der

Fall. Dann darf ich die Verhandlung fchließen uud feststellen, daß die Versammlungdem Antrage
der III. Fachcommissiongemäß den Etat unverändert angenommen hat.

Wir kommen dann zum uächsteu Gegeustand der Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusfes, betreffend den Ausbau und die Uebernahme der
3,4 Km langen Gemeindestraße Dinslakcn-Bruchhausen in die Verwal¬
tung der Provinz."

Referent ist auch hier der Herr AbgeordneteFreiherr von Plettenberg.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!

Von der von Dinslaken nach Dorsteu führenden Straße ist schon im Jahre 1854 der größere,
22 1cm große Theil vrovinzialstrahenmähig ausgebaut und uo» der Provinz übernommen worden,
und nur die kurze 3,4 Km lauge Ansangsstrecke von Dinslaken nach Bruchhausen ist bis jetzt noch
Gemeindestraßegebliebenund von den Gemeinden Dinslaken und Hiesfeld unterhalten worden.
Der Ausbau dieser kurzeu Strecke ist seiner Zeit aus unbekannten Gründen, wahrscheinlich aber
deshalb unterblieben, weil die beiden Gemeinden die Kosten auch nach Abzug der bewilligten
Prämie von 3,20 M. für das laufende Meter nicht aufbringen zu können glaubten. Einem im
Jahre 1887 seitens der Gemeinde Dinslaken gestelltenAntrage auf Uebernahme der in Nede
stehendenAnsangsstrecke ist feiner Zeit von, 33. Provinziallandtage nicht Folge gegeben worden,
weil damals noch nur für die Gemeindewege Präzivualbeiträge bestanden und diefe bei der
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Umwandlung dieser Gemeindcstraße in eine Provinzialstraße in Wegfall gekommen und die
betreffendenFabriken von ihnen befreit worden wären. Aus diesem Grunde glaubte der Pro-
vinziallandtag damals, den Antrag der Gemeinde Dinslaken ablehnen zu müssen,

Inzwischen sind durch das Gesetz über die Präzivualbeitriige nicht allein die Gemcinde-
wege, sondern auch die Bezirksstraßender Präzivualbeiträge theilhaftig geworden, und ist damit
der Grund, der damals zur Ablehnung geführt hat, nunmehr in Wegfall gekommen.

Ein erneuter Antrag der Gemeinde ist deshalb vom Prouinzialausschuß als begründet
anerkannt, und wird die Genehmigung desselbenzur VerüHsichtigungempfohlen.

Die Commifsionhat unter diefen veränderten Umständen ihrerseits beschlossen,dein Pro-
vinziallandtage vorzuschlagen, dieser wolle dem Antrage das Proninzialausschusscs zustimmen,
welcher lautet:

„Provinziallandtag wolle sich mit der Bewilligung eines Zuschussesvon 4 Mark für
das laufende Meter zum urovinzialstraßenmäßigen Ausbau der Straße Dinslaken-
Bruchhauscn einverstanden erklären und den Provinzialausschuß ermächtigen, die
Strecke nach erfolgtem Ausbau auf Provinzialfonds zu übernehmen, wenn die In¬
standsetzung nach dem seitens des Prouinzialausschusses endgültig festzusetzenden Ent¬
würfe zur Ausführung gelaugt und die Straße demnächst frei von allen Lasten dem
Provinzialverbande unentgeltlichals Eigenthun: übertragen wird."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe die Verhandlung,
da sich Niemand zum Worte meldet und darf wohl feststellen, daß der Provinziallandtag dem
Antrag des Provinzialausschusscszugestimmthat.

Dann, meine Herren, kommenwir zum GegenständeNr. 5:
„Antrag der III. Fachcommifsion zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzilllausschusses, betreffend die Uebernahme einer bei Blombacher-
bach über die Wuvver zu erbauenden Brücke in die Unterhaltung und
Verwaltung der Provinz."

Berichterstatter ist Zerr Abgeordneter Iorissen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Iorissen: Meine Herren! Den Gegenstand, über den

zu berichten ich hier die Ehre habe, finden Sie in den Ihnen zugegangenenDrucksachen unter
Nr 15 behandelt. Sie werden daraus entnommen haben, daß es sich um eine Vcrkehrserleich-
terung für eine recht gewerbsreicheGegend des bergischcn Landes handelt. Es ist das der Strich
zwischen Venenburg und Nittershausen. Dort bildet die Wuvver auf einer längeren Strecke die
Grenze zwischen Rheinland und Westfalen. Sie ist dort auf dieser langen Strecke nicht überbrückt
»nd^dadurch ist der Verkehr der diesseits gelegenen gewerblichenOrte mit den an der anderen Seite bele-
genen Eisenbahnstationensehr stark behindert,und es sind diese Stationen nur auf einem weiten Um¬
wege zu erreichen. Es sind das der Güterbahnhof Langerfeld und die HaltestelleOede; auch
sind die diesseits gelegenen Städte Ronsdorf und Lüttringhausen in ihrem Verkehr mit den
westfälischen Grenzgemeindendadurch erheblichgehemmt. Man hatte schon länger darauf hinge¬
arbeitet, hier eine Verkehrserleichterungzu schaffen; die Gelegenheithat sich nun gefunden, nach¬
dem die sogenannte frühere Beckmann'scheAktienstraheaus der Königlichen Staatsverwaltung in
die Prouinzialverwaltung übergegangen ist. Man hat nun als die beste Lüfung die Anlage einer
Brücke bei Vlombacherbachherausgefunden, und es haben sich die auf 41 00N M. veranschlagten
Baukostendurch eine Vereinigung der Interessenten zusammengefunden. Die Provinz hat dazu
mit einem Drittel beigetragen, und die erforderlichenMittel sind aus dem Fonds zur Unter-

15»
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stützuug des Kreis- und Wegebaues zur Verfügung gestellt worden. Die Baukosten waren also
da und es handelt sich um um die Kosten zur Unterhaltung dieser Brücke.

Es ist da nun mit guten Gründen auseinandergesetzt,daß weder die Provinz Westfalen,
noch der betreffendeKreis, noch die Ortschaften, die da in der Nähe belegen sind, ein besonderes
Interesse oder auch die Verpflichtung haben, diese Unterhaltungskostenzu übernehmen, daß aber
der Provinz selbst durch die Anlage der Brücke bei der Unterhaltung der eben genannten Veck-
mann'schen Straße eine derartig große Ersvarniß an Unterhaltungskostendieser Straße erwachsen
wird, weil selbige bis zur vollen Hälfte ungefähr auf ihrer verkehrsreichsten Strecke entlastet
wird, daß die Kosten der Unterhaltung der Brücke aus diesen Ersparnissen bestritten werden
können. Da es sich auch hauptsächlich um eine Erleichterung des Verkehrs der Rheinischen
Industriestädte nach den jenseits belegcnenBahnhöfen handelt und nicht umgekehrt, so hat der
Prooinzialausschuh den Antrag gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,daß die Unterhaltung der Brücke über die
Wupper bei Blombachcrbach und deren Verbindung, einerseits mit der Veckmann-
straße, andererseits mit dem auf dem rechten Ufer der Wupper liegenden Gemcindc-
wege, nach vrouinzialstraßemnäßigemAusbau derfelbeu in einer Breite von 6 Meter
auf Provinzialstraßenfonds übernommen werde",
„und Ihre Facheommissionbeantragt, Sie möchten diesem Antrag des Prouinzial«
nusschusses Ihre Zustimmung ertheilen."

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich darf die Ver¬
handlung schließe» und Ihr Einvcrständnih mit dem Antrage des Provinzialausschussesfeststelle».

Dann, meine Herren, kommenwir zu dem
„Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Proviuzialausschusses, betreffend die zur Förderung von Vahuunter-
nehmnngen getroffenen und weiter zu treffenden Maßnahmen."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Vreuniug.
Berichterstatter Abgeorduetcrvou Breuning: Meine Herren! Vor Jahresfrist hat der

38, Provinziallandtag feste Grundsätze aufgestellt für die finanzielle Förderung der Klcinbahn-
untcrnehmungen uud des weiteren generelle Bestimmungenfür die Benutzung der Provinzialstrahen,
die in Verwaltung und Unterhaltung der Provinz sich befinden, für Kleinbahnunternehnmngen
auch erlassen.

Diese Gruudfätze und Bestimmungen haben sich im Wesentlichendurchaus bewährt; nur
iu einzelnenPunkten ist oder erscheint nach den bisherigen Erfahrungen und der Entwicklung,
welche die Angelegenheitgenommen hat, eine geringe Abänderung wünfchcnswerth. Es handelt
sich da um po». II 2 und 3 der fraglichen Beschlüsse des vorigen Landtages. Dieselben lauten:

II.
„Der Provinziallandtag ermächtigt den Provinzialausschuß, zur Förderung von Bahn-

unternehmungcn:
2, Commuualnerbändeu, für dercu Rechnung dem öffentlichen Verkehr dienende Bahnen

gebaut werden, die zur ordnungsmäßige» Herstellung und Ausrüstung der Bahn
erforderlichen Geldmittel aus Mitteln der Landesbank als Kreis» oder Gemeindc-
darlehcn zn 3°/„ Zinsen und '/v«/« jährliche Tilgung unter dem Vorbehalte zur Ver-
füguug zu stelle», daß im Falle und solange das Unternehmen eine höhere Rente
abwirft, als zur Zahlung der jeweiligen Zinsen und Tilgung erforderlichist, alsdann



39, RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 3. Mai 1895. i>?

der Mehrbetrag zur Erhöhung der von dein Commuimlverbandezu zahlenden Zinsen bis
auf 3'/2«/« und der etwaige weitere Ucbcrschuh zur stärkeren Tilgung zu verweudeuist-

3. dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahnuntcrnehmungen, welche in Forin von Aktien¬
gesellschaften oder sonstigen Unternehmerverbindingen gegründet sind, die zur ordnungs¬
mäßigen Herstellungund Ausrüstung der Bahn erforderlichen Geldmittel bis höchstens
zur Hälfte unter denjenigen Bedingungen, welche von der Landesbank jeweilig für
Darlehen an ländliche Grundbesitzerfestgesetzt sind, zur Verfügung zu stellen."

Der Nest interefsirt hier nicht.
Diese Beschlüssegingen augeuscheinlichvon der Annahme aus, daß die Eommunal-

vcrbände den Bau und den Betrieb der Bahn selbst übernehmen und leiten würden. Diese An¬
nahme hat sich aber nicht als zutreffend erwiesen. Es hat sich vielmehr durchgängigdas folgende
Verfahren herausgebildet. Die Eommunalucrbändc sind mit Priuatuntcrnehmern in Verbindung
getreten uud haben denselben gegen Pauschalsummen, die mehr oder minder fest bestimmt sind,
den Bau der gewünschtenBahnlinie übertragen bezw. ist eine solche Ncbertragnng der Bauaus¬
führung in Aussicht genommen. Ebcnfo wollen die Communalverbändc regelmäßig den Betrieb
der Bahn nicht selbst leiten; dieselben wollen vielmehr auch den Betrieb auf Privatunternehmer
übertragen. Diefe sollen hierfür eine feste Pacht zahlen, welche regelmäßig auf 3'/ü°/o der Ban-
summe normirt ist; und des Weiteren nnd endlich soll diese Verpachtung des Betriebes durch¬
gängig auf einen längeren Zeitraum erfolgeu, meist für einen folchen, welcher erforderlichfein
würde, um ein zu 3°/o verzinslichesDarlehen bei '/2«/«>igerAmortisation unter Zurechnung der
ersparte«:Zinsen vollständig abzutragen.

Die Commnnaluerbände, welche diesen Weg bcschrittcn haben, beanspruchenauf Gruud
der crstuerleseuenBestimmung, daß seitens der Landesbank ihnen die erforderlichenGeldmittel,
die Vausuinme, zu 3°/« Zinsen und '/!>«/<> Amortisation hergeliehcnwerden.

Dieser Anspruch ist ja vielleicht nicht ganz einwandfrei, wenn man den Wortlaut der
Bestimmungen sich vorhält. Die Prouinzialoerwaltung glaubt demfelbenaber doch nicht entgegen¬
treten zu sollen, weil es doch wohl dein allgemeinen Interesse am bestell entspricht, die Aus¬
führung von Kleinbahnunternehmungenmöglichst zu fördern. Dann ergiebt sich aber die Noth¬
wendigkeiteiner Abänderung dieser erwähntenBestimmung, also der Nr. II 2, weil sonst folgende
auffällige Folge eintreten würde. So lange der Betrieb von den Privatunternehmern geleitet,
würde von den Commuualverbändeu auch bei bester Rentabilität der Bahn jährlich nur im
Ganzen 3'/2«/« an die Landesbank zu zahlen sein. Würde aber ein Communalverbcmdaus irgend
einem Grunde den Betrieb einer Bahn selbst übernehmen, so würde sofort eine Erhöhung der
Zahlung an die Landesbank einzutreten haben, sowie nur um ein Geringes der Gewinn 3'/2-/(,
der Bllusumme überschreitet. Da es nun ferner nicht unschwer zu Differenzen führen wird, ob
der Gewinn einer Bahn sich auf 3'/2°/o oder mehr berechnet, so hat daher die Prooinzial-
vcrwaltung Ihnen einen Antrag auf Abänderung der erstverlescnenBestimmung gestellt. Es ist
dies der Antrag «ud 2 auf Seite 6 der Vorlage Nr. 16,

Der weitere Antrag zu 3 auf derselben Seite derselben Drucksachehat augenblicklich und für
jetzt hauptsächlicheine redaktionelleBedeutung, Es ist indessen nicht ausgeschlosseu, daß bei einer
weiteren Verbilligung des Geldes die Bedingungen für die Gewährung von Darlehen an Land¬
wirthe noch günstiger gestaltet werden, als sie zur Zeit bemessen sind. Eine gleiche weitere
Vergünstigung den Aktiengesellschaften uud Unternehineruerbindungenzukommen zu lassen, lag
indeß wohl kaum in der Absicht des letzten Landtages und es liegt auch wohl ein bezügliches
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Bedürfniß nicht vor, indem Aktiengesellschaften oder Unternehmerverbindungen zum Bau und
Betrieb von Bahnen wohl nur dann übergehen werden, wenn die Linien Gewinn versprechen.

Der dritte und letzte Antrag zu diesem Punkte — es ist der erste auf Seite 6 der
Vorlage -— betrifft eine Ergänzung der allgemeinen Bestimmungen über die Benutzung der Pro-
uinzialstraßen für Kleinbahnunternchmungen. Es handelt sich also hier nur um diejenigen Klein¬
bahnen, deren Bahnkörper auf Provinzialstraßen liegt.

Nach den jetzigenBestimmungen muß sowohl mit dem Unternehmer der Kleinbahn als
mit dem Interessenten eines jeden Anschlusses ein besondererVertrag abgeschlossen werden. Da
anzunehmen und zu hoffen ist, daß die Zahl der Anschlüssesich mit der Zeit sehr erheblich ver¬
mehren und eine bedeutendewerden wird, so erweist sich wohl schon aus diesem Umstände der
jetzige Zustand als nicht zweckmäßig.

Des Weiteren ist es für die Straßenverwaltuug jetzt kaum möglich, den Interessenten
der Priuatanschlüsse die Verpflichtung aufzuerlegen, Dritten die Benutzung ihres Privatanschlusscs
zu gestatten. In Folge dessen sind z, N, auf der Köln-Frechen'erKleinbahn in einer Entfernung
von etwa 50 Meter zwei Privatanschlüsse genehmigt und ausgeführt worden. Daß dieses den
Interessen des Betriebes nicht entspricht, liegt auf der Hand.

Die Commission ist den Aussührungen des Provinzialausschusses, deren wesentlichste
Punkte ich vorgetragen, beigetreten, und richtet dieselbe daher an das hohe Haus das Ersuchen,
den Anträgen des Provinzialausschussesüberall zuzustimmen,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich Niemand zum Wort
meldet, so schließe ich die Verhaudluug und darf wohl feststellen, daß die Versammlung den
Anträgen des Provinzialausschusseszugestimmthat.

Wir kommen zum ?. Gegenständeder Tagesordnung:
„Antrag der III, Fachcommission zu dem Gesuche der Gilbacher Zucker¬
fabrik, Zuckerfabrik Bcdburg, Kreis Iülicher Zuckerfabrik und der
Zuckerfabrik Vrühl um Befreiung von den Wegebau-Lasten."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeising.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Vier Zuckerfabrik«! der hiesigen Provinz,

nämlich die Gilbacher Zuckerfabrik,die Zuckerfabrik Bedburg, die Kreis Iülicher Zuckerfabrikund
die ZuckerfabrikVrühl haben unter dem 24. April ein Gesuch an den Landtag gerichtet, ihnen
die nach dem Gesetz vom 4. August 1891 obliegenden Vorausleistungen für den Wegebau
zu erlassen. Zur Begründung des Gesucheswird darauf hingewiesen, daß die Anwendung des
genannten Gesetzes auf die Zuckerfabrikenwegen der engen Verbindung der Zuckerindustriemit
dem landwirthschaftlichenBetrieb eine Belastung der Landwirthschaft bedeute, und daß das, wenn
dies überhaupt bei den Zuckerfabrikender Fall, namentlich bei den hier eben genannten Zucker¬
fabriken zutreffe, welche sogenannte Vaucrnfabriken seien, b. h. Fabriken, welche von einer Ver¬
einigung von Zuckerrüben-Producentenbetrieben würden. Wenn auch in vielen Fällen ja Aktien
durch Erbfall oder Verkauf in die Hände von Nichtrübcnprodncentenübergegangen feien, fo könne
doch darüber kein Zweifel herrschen, daß in allen Fällen der weitaus grüßte Theil der Aktien
sich gegenwärtig noch in den Händen von wirklichenNübenproducenten befinde. Es bedeute also
die Anwendung des Gesetzes in gewisserBeziehung eine Mehrbelastung der bereits überlasteten
Landwirthschaft,und es sei nach dieser Richtung hin Abhülfe fehr wünschenswerth.

Es wird in dein Gesuch noch besonders darauf hingewiesen,daß Angesichtsder Nothlage
der Zuckcnndustriebereits der Verein der RheinischenZuckerrübcufabrikensich zu dem Beschlusse
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habe bereit finden lassen müssen, demnächst zur Ausgleichung dieser Belastung die Rübenpreise
herunterzusetzen,wodurch namentlichdie produzirendenLandwirthe ja noch weiter geschädigt werden
würden. Es wird deshalb dringend gebeten, diese Belastung zu beseitigen.

Die III. Fachcommissionhat Veranlassung genommen, mit Rücksicht auf diesen Gegen¬
stand in eine eingehendeErörterung der Frage einzutreten, ist indessen zu dem Entschlüssege¬
kommen,daß zur Zeit dem hohen Landtage eine definitive Beschlußfassung nicht vorzuschlagen sei.
Es ist nämlich im vorigen Jahre vom 38. Provmziallandtag bereits beschlösse»: worden, das mehr¬
genannte Gesetz auch auf die Staatsstraße» auszudehnen resp, einen demmtfprechendenAntrag
an die Staatsregieruug zu stellen, auf welches Gesuch bisher eine Antwort noch nicht eingegangen
ist. Es ist außerdem zur Zeit in der Iudikatur eine Klärung der Frage namentlich über den
Umfang der rechtlichen Verpflichtungder Fabriken bezw. des Umfanges des Rechtes der Provinz
den Fabriken gegenüber noch nicht erfolgt. Es haben ucrfchiedene Entscheidungender einzelnen
Nezirksansschüsse der Provinz stattgefunden,die sich in ganz erheblichen Punkten oder sogar voll¬
ständig widersprechendverhalten. Die Sache schwebt beim Oberverwaltungsgerichtund dürfte in
absehbarer Zeit eine definitive Entscheidungin dieser Frage wenigstenszum großen Theile herbei¬
geführt werden.

Im Uebrigen aber ist auch das vorhandene Material bisher wegen der Kürze der Zeit
— ich habe bereits bemerkt, die Eingabe ist erst unter dem 24, April hier eingegangen — vom
Provinzialausschuß einer Prüfung noch nicht unterzogen — und fchien auch ans diesem Grunde
eine endgültige Entscheidungnicht angezeigt.

Die III. Fachcommissionschlägt deshalb dem hohen Hause vor:
„Der Provmziallandtag wolle den Antrag dem Prouinzialausschnssezur weiteren Be¬
handlung überweisen,"

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist uicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandluug und darf feststellen, daß Sie den: Antrage der III. Fach¬
commissionzustimmen.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 8 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission, betreffend,Wahl von bürgerlichen Mit¬
gliedern bezw. Stellvertretern für die Ober-Ersatzcommissionen."

Referent ist Herr Abgeordnetervon Niescwand, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervon Niesewand: Meine Herren! Ich darf wohl zunächst

vorausfetzeu,daß Ihnen der Inhalt der Drucksache Nr. 1 voll bekannt ist und ich daher denselben
nicht mehr zn wiederholenhabe. Ich glaube mich darauf beschränken zu können,daß die I. Fach¬
commission bezüglich der Neuwahlen respektiveErsatzwahlen von Mitgliedern und deren Stell¬
vertretern der Ober-Ersatz-Eommissionenvon dem Grundsatze ausgegangen ist, daß zunächst die
durch Tod, Verziehen oder wegen Mangels an Bereitwilligkeit zur Uebernahmedieses Geschäftes
ausgeschiedenenMitglieder ersetzt werden durch die ersten Stellvertreter, zweitens aber, daß
die neugcwähltcn Stellvertreter immer hinter den bisher gewählten Stellvertretern mngiren
'nützten.

Was nun die einzelnen Infanterie-Brigaden betrifft, so hat in der 29. Infanterie-
Brigade eine Veränderung insofern stattgefunden, als der GutsbesitzerEdmuud Neu zu Eambach
gestorbenist. An seiner Stelle wird vorgeschlagen der GutsbesitzerLouis Ren zu Kelz, Kreis
Düren, welcher als dritter Stellvertreter zu fnngiren haben würde. Der Herr Regierungs¬
präsident von Aachenhat mit Rücksicht auf die schlechte Eisenbahnverbindung und wegen mehr-
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fachcr Behinderung den Antrag gestellt, einen vierten Stellvertreter zu ernennen und ist als solcher
in Vorschlag gebracht der Herr Rentner Hermann von Waldthausen zu Aachen, Die Wahl¬
periode läuft vom 1, Januar 1896 ab.

Was die 2?. Infanterie-Brigade anbetrifft, fo haben sich sämmtliche Herren, wo die
Awtsdauer der Gewählten am 1. April 1896 beginnt, zu einer Wiederwahl bereit erklärt

Was die 28. Infanterie-Brigade anbetrifft, fo haben die Stellvertreter: Herren Paul
Ponsgen in Garath, Rentner Theodor Pclizaeus in Crefeld und GutsbesitzerSchmitz in
Winncnthal eine Wiederwahl abgelehnt. Au ihrer Stelle sind gewählt worden: 1, der Herr
GutsbesitzerRichard Bruckhaus iu Hombcrg, Landkreis Düsseldorf, 2. der Herr Fabrikbesitzer
Eduard Schröder in Moers, 3, der Herr Kaufmann Max von Weiler in Erefeld. Die
Amtsdauer der Gewählten läuft vom 1, April 1896 ab.

Was den II. Bezirk der 28. Infanterie-Brigade angeht, fo hat das Mitglied der Herr
Rentner und Beigeordnete Julius Vrockhoff in Duisburg abgelehnt, ebenso hat abgelehnt
das stellvertretendeMitglied Herr Amtsgcrichtsrath a. D. Carp in Nuhrort. Das erste stellver¬
tretende Mitglied Herr Alfred Waldhaufcn in Essen würde als wirkliches Mitglied in Funktion
zu treten haben und an Stelle des Herrn Amtsgerichtsrath Carp ist der Herr Fabrikbesitzer
Curtius-Brockhoff zu Duisburg und zweitens der Herr Direktor Emil Goecke in Meiderich
vorgeschlagenworden.

Dann, meine Herren, ist durch ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten der Provinz
Hessen-Nassau an den Herrn Ober-Präsidenten Geheimrath Nasse vom 1. Dezember 1894 mit¬
getheilt worden, daß durch die erfolgte Neuwahl für die Jahre 1895, 1896 und 189? die mit
dem RheinischenProvinziallandtage feiner Zeit vereinbarten Wahlperioden bezüglich des bürger¬
lichen Mitglieds für den Kreis Wetzlar derart verschoben werden, daß der Provinziallandtag zu
Eassel noch bis Ende 1903 das genannte Mitglied und dessen Stellvertreter, und für die Jahre
1904, 1905 und 1906 ebenfalls das Mitglied, der NheinifcheProvinziallandtag aber für die
letzterwähntePeriode die Wahl des Stellvertreters feiner Zeit vorzunehmen haben wird. Mit
dieser Verschiebungder Wahlperioden hat sich nach diesen: Schreiben des Ober-Präsidenten von
Hessen-Nassauder Provinziallandtag zu Eassel am 8. November 1894 einverstanden erklärt, und
es wird um Ihr Einverständnis, auch ersucht.

Was nun die anderen Infanterie-Brigaden angeht, so finden bei der 30. Infanterie-
Brigade keine Neuwahlen, fondern infolge der Einthcilung der 30. Infanterie-Brigade in zwei
Bezirke, wovon der eine die LandwehrbezirkeNeuß und Köln, der andere die Landwehrbezirke
Dcutz, Siegburg und Bonn umfaßt, zwei Umwahlen statt, und zwar ist für den ersten Bezirk,
für Neuß und Köln, der Herr Stadtverordnete Theodor Schnürte zu Deutz als Mitglied
gewählt, als Stellvertreter Herr Bürgermeister Breuer in Neuwerk, zweitens der Herr Rentner
Fritz Pauly zu Groß-Königsdorf und drittens der Herr GutsbesitzerC. Kaulen in Loevenich.
Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1895.

Für den zweiten Bezirk ist der Herr Pet, Ios. Constantin Schmitz in Hennef als
Mitglied gewählt; als Stellvertreter der Herr Gutsbesitzerund Beigeordnete Heinrich Thomäe
zu Neuenhaus, der Herr Fabrikant Bernhard Krawinkcl zu Volmerhausen, drittens der Herr
Kreisdeputirte Viktor Ignaz Bürgers in Plittersdorf und viertens der Herr Gutsbesitzer
Grauen in Sieglar. Die Wahlperiode beginnt also auch vom 1, April 1895.

In dem Vereich der 31. Infanterie-Brigade I. Bezirk haben sich sämmtlicheHerren zur
Wiederwahl bereit erklärt. Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1897.
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Was den II. Bezirk der 31. Infanterie-Brigade betrifft, so ist gestorbender Herr Guts¬
besitzer Albert Wcmdcsleben in Sobcrnheim. Ebenso hat sich Herr Bürgermeister Wachter auch
nicht mehr bereit erklärt, die Wahl anzunehmen. Statt dessen sind in Vorschlag gebracht worden
als Stellvertreter die Herren WeingutsbesitzerEduard Eugelsmann in Krcuznach und Rentner
Karl Fellinger in Noppard. Die Wahlperiode beginnt am 1. April 1897.

Was die 82. Infanterie-Brigade, und zwar den ersten Bezirk, anbetrifft, so ist der
Kreisdeputirle Herr GutsbesitzerRufs zu Lisdorf bei Saarlonis gestorben. Da ist ein kleiner
komischerFall passirt. Der Herr GrubendirektorMargraf stand in der Vorschlagslistedes Herrn
Regierungs-Präsidenten von Trier, und diese Vorschlagsliste ist unter dem 20, April 1891 dem
Herrn Ober-Präsidenten eingereicht worden. Unter dem 2. April ds. Is. hat der Herr
Negieruugs-Präsident berichtet,dah gegen die bisher vorgeschlagenen Mitglieder keine Einwendung
zu machen sei. Es hat sich aber herausgestellt und ist durch den Herrn Vergrath Graeff
konstatirt worden, daß der Herr Grubendirektor Margraf vor 2 Monaten bereits begraben
worden ist. (Heiterkeit.) Der Herr VergwcrksdirektorGraeff hat aber die Liebenswürdigkeit
gehabt, sich zur Annahme der Wahl als dritter Stellvertreter bereit zu erklären.

(Zuruf: Der Grubendircktor Margraf ist gestorben, als wir zum letzten Male hier
waren!)

Vorsitzender Becker: Verzeihen Sie, es hat sich Niemand zum Worte gemeldet.
(Heiterkeit) Fahren Sie (zum Berichterstatter) ruhig fort,

Berichterstatter Abgeordneter von Niesewand: Was den zweiten Bezirk der
32. Infanterie-Brigade anbetrifft, so hat der Herr GerbereibesitzerPrcmierlieutcnant a, D.
Rheinart zu Saarburg wegen Unabkömmlichleitabgelehnt. Statt dessen wird der Herr Guts¬
verwalter und Premierlieutenant a. D. Orth in Saarburg als dritter Stellvertreter i» Vorschlag
gebracht. Die Wahlperiode beginnt mit dem 1, April 1897.

Ferner, meine Herren, ist durch ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten Nasse vom
21. Februar 1895 dem Prouinziallandtag anheim gegeben worden, ob nicht mit Rücksicht darauf,
daß es ungewiß sei, ob im Jahre 1896 oder bis zum 1. April 189? ein neuer Provinzial-
landtag zusammentretenwürde, für die Ober-Ersatzcommissionen I und II in den Bezirken der
30., 31. uud 32. Infanterie-Brigade die bürgerlichen Mitglieder uud Stellvertreter neu zu
wählen sein werden, da die Amtsdauer der durch den 38. RheinischenProuinziallandtag zu
bürgerlichen Mitgliedern der gedachten Ober-Ersatzcommissionenbezw. zu Stellvertretern derselben
gewählten Vczirkseingesessenen mit dem 31. März 189? ihr Ende erreicht.

Der Provinzialausschuß hat sich damit einverstanden erklärt, diese Wahl, sofern der
Prouinziallandtag nicht zusammentrete,vorzunehmenund von der getätigten Wahl in der nächsten
Tagung dem Provinziallandtag Mittheilung zn machen.

Gegen diesen Antrag wäre wohl nichts einzuwenden.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe die Verhandlung, da

sich niemand zum Wort meldet und darf feststellen, daß der Landtag den Vorschlägen der
I. Fachcommissionzugestimmthat.

Dann kommen wir, meine Herren, zu dem
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Kosten der Unter¬
bringung verwahrloster Kinder für die Etatssahre 1, April 1895 bis
31. März 189?."

Berichterstatter ist der Herr Abgeordneter Graf von Vrühl.
16
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Berichterstatter Abgeordneter Graf von Vrühl: Meine Herren! Nach dem Ihnen
vorliegendenEtat ist hier nnr eine geringe Aenderung vorgesehen worden gegen die früheren
Jahre, nämlich in der Einnahme ein Weniger von 100 M. und ähnlich auch bei der Ausgabe
ciu Weuiger von 100 M, Der Grund für diese Veränderung ist ersichtlichaus dem Vcrwaltungs-
bcricht, welcher Ihnen von dem Proninzialausfchuß erstattet ist, und welcher auf der Seite 79
die betreffendenZahlen angiebt. Es sind thatsächlich in den letzten Jahren zur Zwangserziehung
73 Kinder weniger überwiesenworden wie früher nnd dadurch werden auch voraussichtlichin der
nächsten Zeit weniger Ansgaben für die znr Zwangserziehungüberwicsenen Kinder nothwendigwerden.

Die II. Fachcommissionsieht nnn diese Verminderung der Ausgabe» keineswegsals ein
unbedingt gutes Zeichen an. Sie glaubt vielmehr, daß die Zahl derjenigen Kinder, die eigentlich
znr Zwangserziehung zu überweisenwären, keineswegsabgenommenhat; sie glaubt vielmehr, daß
vielfach bei den Ortspolizcibehördenund den Amtsgerichten eine große Abneigung besteht gegen
die Überweisung von verwahrlosten Kindern zur Zwangserziehung, Sie hält es daher für
wünfchenswerth,daß der Verwaltungsbericht, wie er vom Provinzialausschuß über dieseu Punkt
erstattet worden ist, den Ortsbehörden mitgetheilt wird, Sie werden dort finden (ans Seite 86),
daß von den zur Zwangserziehung überwiese,«» Kindern ungefähr 8?«/» gut, klaglos oder
befriedigendsich geführt haben, während nur 12 °/o sich weniger befriedigend oder schlechtgeführt
haben. Das dürfte ein glänzendes Ergebniß sein für diese Verwaltung, wenn man bedenkt, daß
meistens schon ganz verwahrloste Kinder erst znr Zwangserziehung überwiesen werden. Seitens
der Provinzialverwaltung ist in Aussicht gestellt, daß diese Mittheilung an die Amtsgerichtennd
Ortspolizeibehördenerfolgt.

Im Uebrigen hat die II. Fachcommissionirgend eine Aenderung an dein Etat nicht
vorzuschlagen,schlägt Ihnen vielmehr die unveränderte Annahme des Etats vor.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenblerg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion. — Es hat sich Niemand zum Wort gemeldet; dann schließe
ich die Diskussion und darf wohl annehmen, daß dem Antrage des Herrn Berichterstatters statt¬
gegebenwird.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat der Verwaltungskosten
des Genossenschaftsvorstandcs der Rheinischen landwirthschaftlichen
Berufsgenossenschaft für die Etatsjahre 1. Januar 1895 bis 31. De¬
zember 1896."

Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenLimbourg als Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Meine Herren! Die Verwaltnngskosten für

die landwirthschaftliche Verufsgenosfenschaft mußten in Folge der wachsenden Geschäfte nm 25 800 M.
erhöht werden. Nothwendig war die Heranziehung dreier neuer, ctatsmäßig anzustellender
Kräfte. Der Geschäftsumfangist von 12 584 Eingängen im Jahre 1892/93 im folgendenJahre
auf 16 535 nnd vom 1. Januar 1894 bis 15, Oktober 1894, alfo für 9 Monate fogar auf 1? 053
gestiegen. Während die angemeldeten Unfälle 1892 nur 1998 betrüge», sind sie 1893 auf 3390
gewachsen. An Nnfallentschädigungenwnrden 1892: 319 503 M. 51 Pf, gezahlt, während die¬
selben pro 1893: 455 305 M. 06 Pf. betrugcu und noch immer steigen. Deshalb ist auch eine
vermehrte Entschädigungan die PostVerwaltung geboten.

An den Ausgaben wird Nichts zu streichen möglichsein. Die Umlagen zur Deckung der
Verwaltnngskostenin voller Hohe mit 58 200 M. erscheint deshalb gerechtfertigt.
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Die II. Fachcommissionbeantragt daher:
„Der hohe Provinziallandtag möge den vorbczcichnctcn Etat unverändert annehmen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann darf ich wohl annehmen,
daß nach dem Antrage des Herrn Berichterstatters der Antrag angenommenist.

Wir kommendann znm folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zu dem Etat über die Verwaltung der
Fonds zur Gewährung vo» Viehentschädigungen in Folge:

n,. von Rotz- und Lungenscuche (Neichsgesetz vom 23. Juni 1880, betr.
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, uud Ausführungs¬
gesetz vom 12. März 1891),

d. von Milzbrand oder Nauschbraud (Gesetz vom 22. April 1892, betr.
die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere) für die
Etatsjahre 1. April 1895 bis 31. März 1897."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLimbourg. Ich ertheile demselbendas Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLimbourg: Der Etat, meine Herren, ist sehr übersichtlich

aufgestellt. Es sollen nur diejenigen Beträge von den Viehbesitzern erhoben werden, welche vor¬
aussichtlichnothwendig werden Auffällig sind nur die hohen Entschädigungen beim Rindvieh
wegen Milzbrandes. Diese Entschädigungen haben im Jahre 1893/94: 120 000 M. betragen.
Man ersieht daraus, wie nothwendig die Aufnahme des Milz- und Nauschbrandes unter die zu
entschädigenden Seuchen gewesen ist, und welche Verluste der Landwirth in früherer Zeit tragen
mußte. Erklärlich ist diese Erscheinung, weil viele Landwirthe die Krankheitsfälleverheimlichten,
indem polizeiliche Vorsichtsmahregelnnnangenehm empfundenwurden, keine Entschädigungin Aus¬
sicht stand, man aber auch das Wesen der Krankheit noch nicht erkannte. In der Regel wurden
solche plötzlich gefallenen Thiere als vom Vlutfchlag getroffeu angesehen und verscharrt, ohne
weitere Desinfection. Daraus läßt sich die Ueberhandnahmedes Milzbrandes wohl erklären.

Pasteur hat den Milzbrand-Bazillus entdeckt und als Hauptträgcr desselbenden Regen¬
wurm angesehen. Der Regenwurm nährt sich am Kadaver der milzbrandigen Thiere, steigt an
die Oberfläche, um seine Excrementeabzusetzen, beschmutzt die Pflanzen, welche über der Kadaver¬
stelle wachsen. Wenn diese nun vom Vieh gefressen werden, wird der Bazillus aufgenommenund
kurze Zeit darauf fällt das Thier, wie vom Schlage getroffen. (Sehr richtig.)

Es ist ja möglich, daß bei der Obduktion der so gefallenen Thiere Irrthümer unter¬
laufen, aber viele, sehr viele Todesfälle an Milzbrand sind in der Provinz wirklich vorgekommen.

Voraussichtlichwird die Erhöhung der Versicherungsbeiträgevon 5 Pf. pro Kopf auf
10 Pf. genügen, um die Entschädigungenzu bewältigen. Rotz, Lungenseuche, Milz- und Rausch¬
brand sind bereits unter die Seucheu aufgenommen, die von der Provinz durch die Zwangs¬
umlage entschädigtwerden, und viele Landwirthe der Provinz hegen den Wunsch, daß die ganze
Rindviehversicherungvon der Provinz in die Hand genommen werde, selbst wenn die doppelte
und dreifachePrämie erhoben werden müßte. Jetzt fungirt der Apparat zur Abschätzung der
Thiere ja ganz vorzüglich. Das wird auch keine schwere Belastung der einzelnenKreise nnd
einzelnenBürgermeistereienhervorrufen.

Die II. Fachcommission hat daher den Antrag gestellt:
„Der hohe Landtag wolle den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen und den
Provinzialausschuß ersuchen, Vorermittelungen wegen Einrichtung einer allgemeinen
Viehversicherungdem nächstenProvinziallandtage vorzulegen."

1«*
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Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion,— Es meldet sich Niemand zu», Wort, — Pardon, Herr Graf von Brüht
hat das Wort.

Abgeordneter Graf von Vrühl: Namens der II. Fachcommission,die heute eine
Besichtigungsfahrt einer Irrenanstalt unternommen hat, möchte ich nur hervorheben, daß nicht
alles, was ebeu der Herr Berichterstatter vorgelesen hat, auf einem ausdrücklichen Vefchluh der
Commissionberuht, wenigstens die Motivirung desselben nach einem ausdrücklichenBeschluß der
Commissionnur die Priuatansicht des Herrn Berichterstatters ist.

Berichterstatter ÄbgcordueterLimbourg: Der Beschluß der Commission ist ja hier in
den Drucksachen enthalten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Verlangt noch
Jemand das Wort? — Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl annehmen, daß der
Antrag nach dem Vorschlagedes Herrn Berichterstatters angenommen wird.

Wir kommenznm ferneren Gegenstände der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachcommission zu dein Ctat für die Verwaltung der
landwirthschaftlicheu Angelegenheiten — nebst Unter-Etat für die Pro-
vinzial-Wcinbauschule zu Trier — für die Etatsjahre I, Avril 1895 bis
31. März 1897."

Berichterstatter ist wiederum Herr Abgeordneter Limbourg, welchem ich das Wort
dazu ertheile.

Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Der aufgestellteEtat, meine Herren, giebt zu
keinen Bemängelungen Veranlassung; im Gegeutheil ist auzuerkenncn, daß er eine Vermehrung
von 36 000 M, zur Unterstützungder nothleidcndenLandwirthschafl vorgesehenhat, wodurch die
Errichtung einer Prouinzial-Weinbauschuleiu Trier ermöglichtworden ist.

Der Etat über diese Schule in Höhe von 21445 M. in Einnahme und Ausgabe ist
gleichfallstadellos, weshalb die II, Fachcommissionden hohen Prouinziallandtag bittet, der Pro-
vinziallandtag wolle den vorbezeichueten Etat^unuerändert annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage auch
hier, ob sich Jemand zum Worte meldet? Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann schließe ich
die Diskussion und darf wohl cmnchmeu, daß nach dem Antrage des Herrn Berichterstatters der
Antrag angenommen ist.

Wir kommen zum letzten Gegenständeder Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachcommission zn dein Bericht des Provinzialaus-
schusscs, betreffend Vorschlag des Obersten z. D. von Gicse zur Kultur
und Kolonisation des hohen Venn durch eine Rheinische Landestultur-
Nentenbank,"

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLimbourg.
Berichterstatter Abgeordneter Limbourg: Meine Herren! Vor 8 Jahren erschienen in

der KölnischenZcituug mehrere Artikel über die Kultur des hohe» Venns von Herrn Oberst
von Giese, welche Beachtung bis in die höchsten Kreise gefundenhaben. Jene Gegend war wenig
bekannt, die allzuspät gebauten Straßen führten am Venn vorbei und man sah die Gott verlassene
Strecke nicht, weil Nebel sie den grüßten Theil des Jahres vcrhNllte. Die ärmliche Bevölkerung
sank immer tiefer, es fehlte ihr an Arbeitsgelegenheit. Pest und Krieg hat jene Gegend so
heruntergebracht, Früher war das ganze Venn prachtvoller Eichenhochwald, noch vor Kurzem hat
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man in dem Moor Eichenstämmcvon einem Meter Durchmessergefunden. Seit 30 Jahren hat
die hohe Staatsrcgierung bedeutendeGelder zur Wiederbewaldungdes Venn und der Eifel über¬
haupt verwendet. Allmählig wird es besser, aber viel, sehr viel zu thuu bleibt übrig. Herr
Oberst von Giese hat als das richtige Ziel, den Vennbewohneru zu helfe», erkannt: Arbeits¬
gelegenheitdurch Kultur uud durch Kolonisation,

Das hohe Venn besitzt große Flächen von Brenn- und Streu-Torf, welcher auf vorzüg¬
lichem plastischem Thon lagert. Dieser eignet sich besonders zur Ziegelfabrikation, Sand findet
sich in der Nähe Die ausgeziegeltcnFlächen lassen sich leicht in vorzüglicheWiesen und Acker¬
land umwandeln. Die Herren werden die kleine Ausstellung uutcn im Foyer unseres Gebäudes
gesehen uud dort gefunden haben, welch' üppiger Klee, welch' schöner Hafer, welch' fchönes Gras
dort auf diesen Flächen wächst, und Sie haben auch wohl die übrigen Produkte gesehen, die alle
Beachtung verdienen,

Herr Oberst von Giese hat vor und nach 202 Morgen Vennländereien angekauft, davon
sind 32 Morgen Acker, 20 Morgen Wiesen, 10 Morgen Weiden, Sa 62 Morgen Kulturland,
ferner 56 Morgen Moostorflager, darunter weißer Thon, 32 Morgen bnntes Thonlager und 52
Morgen Venn-Wiesen,

Die Verwaltung der Nhcinprovinz hat die Bestrebungen des Herrn Obersten von Giese
mit der grüßten Theilnahme verfolgt, hat ihm auch im ersten Jahre seiner Thätigkeit eine nam¬
hafte Vergütung seiner Auslagen gewährt und sich später mit 10 000 M. an der „Gemeinnützigen
Genossenschaft"betheiligt. Weiter zu gehen, lag außer dem Berufe der Prouinzialverwaltung.

Die II, Fachcommissionist daher nicht in der Lage, die Uebernahmedes Damvftorf-
werkes, der Dampfziegelei Sourbrodt und des Landwirthschaftsbetriebesempfehlen zu können,
wenn dieselbe auch der opferwilligen und segensreichen Thätigkeit des Herrn Obersten alle An¬
erkennung zollen muß, sie ist daher zu ihrem Bedauern genöthigt, dem hohen Provinziallandtag
vorzuschlagen, die Anträge des Herrn Obersten von Giese abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Vtammheim: Ich stelle den
Antrag zur Discussion und frage, ob Jemand das Wort dazu verlangt. Das Wort hat Herr
Landrath Sasse.

AbgeordneterSasse: Meine Herren! Ich danke dem Herrn Referenten für die wohl¬
wollende Art, mit welcher er den Vorschlagdes Herrn von Giese uus vorgebrachthat. Nachdem
der Vorschlag des Herrn von Giese den Mitgliedern des hohen Hauses mitgetheilt worden war,
habe ich Gelegenheit genommen, an Ort und Stelle die Einrichtungen des Herrn von Giese ein¬
gehend zu besichtigen, und ich muß uun doch gestchen, meine Herren, daß dasjenige, was der
Herr von Giese dort znm Segen der Sourbrodter Gegend und der Eifel geleistethat, im höchsten
Maße Anerkennung und Lob verdient. Schon von der Bahn aus erfreut man sich an dem
schönen Grün der kultivirten Flächen und Wiesen. Früher sah man dort nichts wie öden schwarzen
Haiderücken, Jetzt, meine Herren, hat der Herr Oberst von Giese der dortigen Gegend gezeigt,
wie mit Fleiß und Ausdauer auch das ödeste Land cultiuirt werden kann, und das hat schon
die Folge gehabt, wie ich gehört habe, daß die «inliegenden Gemeinden bereits dazu übergegangen
sind, dem Beispiele des Herrn Obersteil von Giese zu folgen und ebenfalls mit der Kultur ihrer
Oedländereien begonnen haben.

Wir besahen nun zunächst die Torffabrik und die Torflager. Die Torflager im hohen
Venn sind die mächtigsten, ich möchte fast sagen, die einzigenin der Nhcinprovinz, und auch die
Torflager, welche der Herr Oberst von Giese in Sourbrodt ausbeutet, sind von großem Reichthum
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und bieten für lange Jahre hinreichendesMaterial. Die Torffabrik, in welcher der Torf zu
Torfmull und Torfstreu verarbeitet wird, ist, foweit ich wir ein Urtheil erlauben kann, höchst
praktisch eingerichtet. Hätte sich der Herr Oberst von Giese auf die Ausbeutung der Torflager
und auf die Bearbeitung und den Verkauf des Torfes beschränkt, fo würde ich heute keinen
Anstand nehmen, Ihnen die Uebernahme des Torfwerkes in die Hände der Provinzialverwaltuug
warin zu befürworten. Ich bin der Ansicht, daß der Besitz des Torffeldes der RheinischenLand¬
wirthschaft zu großem Segen gereichen werde, und besonders in den Fällen der Noth, wie wir
noch im Jahre 1893 eine solche gehabt haben, würde die Provinzialverwaltnng, wenn sie im
Besitz des Torffeldes wäre, die beste Gelegenheit haben, der nothleidendenLcmdwirthfchaftthat¬
kräftig und hülfrcich zur Seite zu stehen.

Der Herr Oberst von Giese ist aber weiterhin noch dazu übergegangen, auch den Thon
zu verwerthen, der sich unter dem Torf befindet. Er hat hier eine große Dampfziegeleierrichtet,
in welcherder Thon verarbeitet, zu Steinen geformt und im Ringofen gebrannt wird. Meine
Herren! Diefe Anlage ist sehr theuer gewesen und hat viel Geld verschlungen. Die Steine sind
zwar sehr schön — unten sind einige ausgestellt — und überall, wo sie gebraucht wurden, da
werden sie auch gelobt. Aber sie haben in der dortigen einsamen Gegend zu wenig Absatz und
sind zudem zu schwer. Sie sind viel schwerer, als die in Aachen gebrannten Steine, weil in
Sourbrodt keiu Sand vorhanden ist. So kommt es z. B,, daß in Montjoie, welches nur zwei
Stationen von Sourbrodt entfernt ist, die Sourbrodt'er Steine theurer zu stehen kommen,als die
Steine, wenn sie von Aachen bezogen werden, obgleich Aachen neun Stationen entfernt ist. (Hört, Hört!)

Ich habe nun dem Herrn Obersten von Giese die Frage vorgelegt, ob es wohl möglich
sein würde, die beiden Werke zu theilen, und zwar so, daß das Torfwerk iu die Hände der
Prouinzialverwaltung übergehe, daß aber die Ziegelei und dieser Ringofen dem jetzigenBesitzer
verbliebe, Der Herr Oberst von Giese hat diese Theilung abgelehnt, weil zu viel technische
Schwierigkeiten entgegenstanden, und weil die Erben Grusons, die jetzigenBesitzer, auch darauf
nicht eingehen wollen.

Meine Herren! Ich bedauere das fehr und ich bin auch nicht in der Lage, unter diesen
UmständenIhnen etwas Anderes vorzuschlagen,als wie der Herr Referent der Commissiondieses
gethan hat. Ich bedauere sehr, daß wir heute dem Antrage dieses Mannes, der, nachdem er auf
das verdienstvolle Leben im Dienste des Staates zurückblicken kann, nunmehr die Jahre der
wohlverdientenRuhe dazu verwendet hat, zum Wohle seiner Mitmenschen und zum Wohle der
Nheinprouinz uud speziell der Eifel unermüdlich zu arbeiten und zu wirkeu — daß wir diesen
Antrag heute «, limin« abweisen müssen, aber der Dank der Eifel, meine Herren, wird diesem
Manne zu allen Zeiten gesichert sein. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Laudesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich habe in der Commission bereits aus¬

gesprochen, daß ich die Wirksamkeitund die Thätigkeit des Herrn Oberstenvon Giese in der Eifel
auf das Höchste anerkenne und auf's Aufrichtigstebedanre, daß die finanziellen Erfolge bis jetzt
nicht günstigerwaren. Herr von Gicfe hat zum Besten der armen Eifelbewohnervon früh bis fpät
seine ganze ArbeitskraftJahre hindurch eingesetzt und sogar einen Theil seines Vermögens hierfür
geopfert. Die Sache liegt nun heute so, daß, wenn die Provinz dies Werk nicht übernimmt,
dasselbe, wie ich befürchte,dem Ruin nahe steht.

Allein, meine Herren, diese Gesichtspunktekonnten mich doch nicht bewegen,den Vorschlag
zu unterstützen,das Werk für die Provinz zu übernehmen, denn ich muh fragen, was sollen wir
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mit diesem Welke machen? Wenn es Herrn Oberstenvon Giese bei seiner Arbeitskraft und seiner
Thätigkeit nicht gelungen ist, günstige finanzielle Resultate daraus zu erzielen, wie soll das uns
möglichsein? Ich habe Ihnen hier ein Bild von der großen Thätigkeit entworfen, welche der
Prouinzialvcrwaltuug bereits zur Zeit obliegt. Ich meine, wenn in dem vorliegenden Falle aus
öffentlichen Mitteln etwas geschehen sollte, so wäre es mehr Aufgabe des Kreifes Montjoie, welcher den
Verhältnissennäher steht, und der auch den Nutzen der dortigen Arbeiten in erster Linie hat, einzutreten.
Neun der Kreis hierzu eine Beihülfe der Provinz verlangen würde, ja, meine Herren, dann ließe sich
über die Sache reden. Allein, daß die Provinz unmittelbar eintreten und das Werk übernehmen
soll, daß wir also dort Torffabrikation, Ziegclfabrikation u. s. w. betreiben sollen (Heiterkeit),
das geht für unsere Vcrwallungseinrichtungen offenbar zu weit. Wir haben früher Unter¬
stützungen für das Werk eintreten lassen, weil dort die Arbeiter der Eifel lohnend beschäftigt
wurden, weil ferner dort durch die gemachten Kulturen ein günstiges Beispiel geliefert wird, und
wir würden auch weiter bereit sein, derartige Bestrebungen, soweit es uns unsere gewöhnlichen
Mittel erlauben, zu unterstützen, allem hier kann mit kleinen Summen nicht geholfen werden,
fondern es werden vielleicht 4—500 000 M. nöthig fein, um das Werk zu übernehmen und auf
die Dauer im Betriebe zu erhalten. Solche Summen können wir für diesen Zweck nicht
aufwenden und müssen wir deshalb leider nein sagen, so sehr wir auch das Schicksal eines
redlichennud gemeinnützigen Strebens beklagenund bedauern, wenn in Folge der NichtÜbernahme
den Arbeitern gekündigt und das Werk still gestelltwerden sollte. Allein die Verhältnisse liegen so,
daß die Provinzialuerwaltung an denselben auf direktem Wege uichts ändern kann. (Instimmung.)

VorsitzenderNecker: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung. Gegenanträge liegen nicht vor.

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Meine Herren! Dann kommen wir znr Abstimmung, und da Gegenanträge nicht vor¬

liegen, kann ich nur anheimgeben,daß diejenigen Herren sich erheben, welche dem Antrage Ihrer
II. Fachcommission auf Ablehnungdes Antrages des Herrn von Giefe zustimmen wollen. (Geschieht.)
Das ist die große Majorität.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich möchte Ihnen vorschlagen,
daß wir die Sitzung morgen um II Uhr beginnen. Wie gesagt, die Landwirthschaftskaminer
kann nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden. Es sind aber eine ganze Reihe anderer Ange¬
legenheiten vorhanden, deren Erledigung möglichst morgen vor sich gehen mnß, wenn die Absicht,
am Mittwoch den Landtag zu schließen, in Erfüllung gehen foll.

Als solche Gegenstände empfehleich folgende:
1. Antrag der II. Fachcoinmissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzial-

ausschusses, betreffenddie Abänderung des Statuts für die landwirtschaftlichenWinterschnlender
Nheinproviuz.

2. Antrag der II. Fachcommission auf unveränderte Annahme des Etats der Provinzial-
Vlindeuanstalt in Düren.

3. Antrag der II. Fachcommission,betreffenddie Errichtung einer zweiten Blindenanstalt
in der Nheinproviuz.

4. Antrag der II. Fachcommissiouzu dem Etat der Verwaltung des Lcmdarmeuwesens
der Rheinprouinz.

5. Antrag der II, Facheoinmissionzu dem Etat der Polizeistrafgelderfouds und des
Ehrenbreitsteinerallgemeinen Armenfonds.
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